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Wir weisen darauf hin, dass Rundungsdifferenzen zu den sich mathematisch  
genau ergebenden Werten (Geldeinheiten, Prozentangaben usw.) auftreten können. 
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A n l a g e n 

 

I.  Gesamtabschluss mit Gesamtlagebericht 2018 

   

- Gesamtbilanz zum 31. Dezember 2018 

- Gesamtergebnisrechnung 2018 

- Gesamtanhang 2018 

- Gesamt-Kapitaflussrechnung 2018 (Anlage zum Gesamtanhang) 

- Gesamtverbindlichkeitenspiegel 2018 (Anlage zum Gesamtanhang) 

- Gesamtlagebericht 2018 

 
 
II. Allgemeine Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften  

in der Fassung vom 1. Januar 2017 
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A b k ü r z u n g s v e r z e i c h n i s 

 

DRS Deutscher Rechnungslegungs Standard 

GemHVO (NRW) Gemeindehaushaltsverordnung (für das Land Nordrhein-Westfalen) 

GFG (NRW) Gemeindefinanzierungsgesetz (für das Land Nordrhein-Westfalen) 

GO (NRW) Gemeindeordnung (für das Land Nordrhein-Westfalen) 

GoF Geschäfts- oder Firmenwert 

HGB Handelsgesetzbuch 

HSK Haushaltssicherungskonzept 

IDW Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e.V., Düsseldorf 

IDW PS 450 IDW Prüfungsstandard: "Grundsätze ordnungsmäßiger Erstellung von 
Prüfungsberichten" 

IDW PS 730 IDW Prüfungsstandard: "Prüfung des Jahresabschlusses und Lagebe-
richts einer Gebietskörperschaft" 

IDW PS 880 IDW Prüfungsstandard: "Die Prüfung von Softwareprodukten" 

IKS Internes Kontrollsystem 

NKF Neues Kommunales Finanzmanagement 

NKFEG (NRW) Gesetz zur Einführung des Neuen Kommunalen Finanzmanagements 
für Gemeinden im Land NRW – NKF Einführungsgesetz NRW 

NKFWG Erstes Gesetz zur Weiterentwicklung des Neuen Kommunalen Fi-
nanzmanagements für Gemeinden und Gemeindeverbände im Land 
Nordrhein-Westfalen 

PS Prüfungsstandard 

RLZ Restlaufzeit 

STWK Stadtwerke Kevelaer 

TBK Technische Betriebe Kevelaer 

UB Passiver Unterschiedsbetrag aus der Kapitalkonsolidierung 
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A. Prüfungsauftrag 

1 Die örtliche Rechnungsprüfung der  

Wallfahrtsstadt Kevelaer 

(im Folgenden auch Stadt oder Mutterunternehmen genannt) 

beauftragte uns gemäß Beschluss des Rechnungsprüfungsausschusses mit der Prüfung des 

Gesamtabschlusses (im Folgenden auch Konzern) zum 31. Dezember 2018 unter Einbezie-

hung des Gesamtlageberichts gemäß § 116 Abs. 6 i. V. m. § 103 Abs. 5 GO NRW. 

2 Der vorliegende Prüfungsbericht richtet sich ausschließlich an die Wallfahrtsstadt Kevelaer. 

3 Der Gesamtabschluss der Gemeinde ist gemäß § 116 Abs. 6 GO NRW prüfungspflichtig. Über 

Gegenstand, Art und Umfang der von uns gemäß § 116 Abs. 6 GO NRW und entsprechend 

§§ 317 ff. HGB durchgeführten Gesamtabschlussprüfung erstatten wir den vorliegenden Be-

richt, dem als Anlagen der von uns geprüfte Gesamtabschluss sowie der Gesamtlagebericht 

beigefügt sind. 

4 Der Beteiligungsbericht nach § 117 GO NRW ist nicht Bestandteil der Gesamtabschluss-

prüfung. 

5 Unsere Berichterstattung erfolgt nach den vom Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland 

e.V., Düsseldorf, festgelegten Grundsätzen ordnungsmäßiger Erstellung von Prüfungsberich-

ten (IDW PS 450). 

6 Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4 a HGB, dass wir bei unserer Gesamtabschlussprüfung die 

anwendbaren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben. 

7 Für die Durchführung des Auftrags und unsere Verantwortlichkeit, auch im Verhältnis zu 

Dritten, gelten die als Anlage beigefügten Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschafts-

prüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften in der Fassung vom 1. Januar 2017. 
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B. Grundsätzliche Feststellungen 

I. Stellungnahme zur Lagebeurteilung durch den Bürgermeister 

8 Die Lagebeurteilung der gesetzlichen Vertreter der Wallfahrtsstadt Kevelaer im 

Gesamtabschluss und im Gesamtlagebericht ist durch uns als Abschlussprüfer im Rahmen 

einer Stellungnahme zu beurteilen. Dabei ist darzulegen, dass der Gesamtlagebericht ent-

sprechend § 116 Abs. 6 GO NRW mit dem Gesamtabschluss in Einklang steht und die sonsti-

gen Angaben nicht eine falsche Vorstellung von der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und 

Finanzlage des Gesamtabschlusses erwecken. Zudem haben wir darauf einzugehen, ob ent-

sprechend § 51 GemHVO NRW die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung der 

Gemeinde zutreffend dargestellt sind. 

9 Unseres Erachtens ist auf folgende Kernaussagen der gesetzlichen Vertreter der 

Wallfahrtsstadt Kevelaer zur Lage des Konzerns besonders hinzuweisen: 

10 Der Gesamtjahresüberschuss 2018 beträgt TEUR 2.102 (Vorjahr: Gesamtjahresüberschuss 

TEUR 2.492). Anderen Gesellschaftern steht aus dem Gesamtjahresüberschuss ein Ergebnis 

von TEUR 134 zu, weshalb sich das Gesamtergebnis auf TEUR 1.968 reduziert. Den Erträgen 

von TEUR 83.572 stehen Aufwendungen von TEUR 80.881 gegenüber. Bedeutendste Er-

tragspositionen sind die Steuern und ähnliche Abgaben (TEUR 36.003 = 43,1%), Zuwendun-

gen und allgemeine Umlagen (TEUR 17.081 = 20,4%) sowie die öffentlich-rechtlichen Leis-

tungsentgelte (TEUR 11.489 = 13,7%). Aufwandsseitig sind die Personal- und Versorgungs-

aufwendungen (TEUR 19.272 = 23,8%), die Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 

(TEUR 18.093 = 22,4%) sowie die Transferaufwendungen (TEUR 30.985 = 38,3%) am bedeu-

tendsten.  

11  Gegenüber den aufsummierten Jahresergebnissen der Einzelabschlüsse der Wallfahrtsstadt 

Kevelaer und der vollkonsolidierten Aufgabenbereiche (insgesamt TEUR 2.042; Vorjahr: 

TEUR 611) fällt die Gesamtertragslage (TEUR 1.968; Vorjahr: TEUR 2.379) nach den Konso-

lidierungsbuchungen (TEUR -74; Vorjahr: TEUR 1.768) weiterhin positiv aus.  

12 Die Gesamt-Bilanzsumme beläuft sich auf TEUR 260.434 (Vorjahr: TEUR 257.806). Mit 

insgesamt TEUR 240.730 (92,4%) (Vorjahr: TEUR 240.004) bildet das Sachanlagevermögen 

den größten Teil der Bilanzsumme. Die entgeltlich erworbenen immateriellen Vermögensge-

genstände des Anlagevermögens belaufen sich auf TEUR 301 (Vorjahr: TEUR 298).  

13 Das Umlaufvermögen ist mit 4,5% (Vorjahr: 4,2%) von untergeordneter Bedeutung. 

14 Das Eigenkapital weist zum 31.12.2018 ein Betrag von TEUR 66.308 (Vorjahr: TEUR 64.485) 

aus. Die Gesamt-Eigenkapitalquote I beläuft sich auf 25,5% (Vorjahr: 25,0%). Unter Einbezie-

hung von Sonderposten für Zuwendungen und Beiträge beträgt die Eigenkapitalquote II 69,2% 

(Vorjahr: 70,3%).  

Elektronische Kopie



  
 DR. HEILMAIER & PARTNER GMBH 

 WIRTSCHAFTSPRÜFUNGSGESELLSCHAFT 

 STEUERBERATUNGSGESELLSCHAFT 

   - 3 - 

 

15 Unter Berücksichtigung des Eigenkapitals, der Sonderposten für Zuwendungen und Beiträge, 

der Pensionsrückstellungen und der langfristigen Investitionskredite ist das Anlagevermögen 

zu 92,9% (Vorjahr: 92,8%) langfristig finanziert.  

16 Das Volumen der Investitions- und Liquiditätskredite im Gesamtkonzern beträgt TEUR 47.382 

(Vorjahr: TEUR 45.853). 

17 Die liquiden Mittel betragen zum 31. Dezember 2018 TEUR 5.083 (Vorjahr: TEUR 5.517). Die 

zahlungswirksame Veränderung des Finanzmittelfonds ergibt sich aus dem positiven Cash-

Flow aus laufender Geschäftstätigkeit (TEUR 4.937), dem negativen Cash-Flow aus Investiti-

onstätigkeit (TEUR -6.807) und dem negativen Cashflow aus Finanzierungstätigkeit 

(TEUR 1.436).  

18 Im Gesamtlagebericht wurden nach unserer Auffassung folgende wesentlichen Aussagen zur 

künftigen Entwicklung sowie zu den Chancen und Risiken der Wallfahrtsstadt Kevelaer getrof-

fen: 

- Die Wallfahrtsstadt Kevelaer erzielt im Konzernhaushaltsjahr 2018 einen Gesamtjahres-
überschuss von TEUR 2.102 (Vorjahr: Gesamtjahresüberschuss 2017 TEUR 2.492). 

- Im Jahr 2018 erzielte die Wallfahrtsstadt Kevelaer ein positives Jahresergebnis in Höhe 
von TEUR 1.271. Erwartet wurde ein Überschuss in Höhe von TEUR 487.  

- Die Entwicklung zeigt, dass die in den letzten Jahren ergriffenen Maßnahmen gefruchtet 
haben. Es konnten deutliche Mehreinnahmen bei der Gewerbesteuer und höhere Verwal-
tungsgebühren im Baubereich erzielt werden. Zudem haben sich höhere Erträge aus der 
Auflösung von Pensionsrückstellungen auf das Ergebnis positiv ausgewirkt. Landeszu-
weisungen für laufende Zwecke konnten nicht in geplanter Höhe erzielt werden. 

- Bei den Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen sowie bei den Transferaufwen-
dungen konnten nicht unerhebliche Einsparungen realisiert werden. 

- Entgegen der ursprünglichen Planung konnte das Jahresergebnis für das Haushaltsjahr 
2018 deutlich verbessert werden. Die Wallfahrtsstadt Kevelaer ist von einer Überschul-
dung, d.h. einem kompletten Verzehr des Eigenkapitals, derzeit weit entfernt. Es ist nach 
aktuellem Stand davon auszugehen, dass das Haushaltsjahr 2019 ebenfalls mit einem 
positiven Ergebnis abgeschlossen werden kann. 

 

19 Es bestehen folgende spezielle Risiken und Chancen der verselbständigten Aufgabenberei-

che: 

- Die Stadtwerke halten 100 % der Niers-Energie GmbH, welche den ausgegliederten 
NiersStrom vertreibt. Weiterhin haben sich die Stadtwerke in 2013 als Kommanditist mit 
einem Anteil von 49 % an der Strom-Netzbesitzgesellschaft „NiersEnergieNetze GmbH & 
Co. KG" beteiligt. Die Überschüsse dieser Gesellschaft werden ebenfalls in Relation zu 
den Geschäftsanteilen den Stadtwerken zugewiesen und sorgen für eine Stärkung der Er-
tragslage, da die Erträge die mit dem Anteilserwerb verbundenen Fremdkapitalzinsen 
deutlich überkompensieren. 

- In 2016 haben sich die Stadtwerke mit einem Anteil von 51 % an der Gas-
Netzbesitzgesellschaft "NiersGasNetze GmbH & Co. KG" beteiligt. Der Kaufpreis betrug 
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rund TEUR 2.700 und wurde durch eine Kreditaufnahme finanziert. Aufgrund des günsti-
gen Zinssatzes wird ebenfalls mit einer Stärkung der Ertragslage gerechnet. 

- Des Weiteren beteiligen sich die Stadtwerke Kevelaer ab 2017 mit einem Betrag von 
TEUR 600 an der Bürgerwind-Kevelaer GmbH & Co. KG und ab 2019 mit einem Betrag 
von TEUR 200 an der Bürgerenergie Schwarzbruch-Nord GmbH & Co. KG. 

- Die Bezirksregierung Düsseldorf hat den Stadtwerken im Jahr 2006 ein neues „Wasser-
recht" zur Förderung von jährlich 2,0 Mio. cbm Grundwasser mit einer Laufzeit von 
30 Jahren verliehen. Die hohen Temperaturen und die lange Trockenperiode im Sommer 
2018 haben im Wirtschaftsjahr 2018 zu einer deutlich höheren Wasserförderung 
und -abgabe geführt. 

- Im Wirtschaftsjahr 2018 konnte trotz Unterdeckung der Sparte Verkehrsbetrieb und der 
Realisierung aller Ziele mit einem in der Region anerkannt günstigen Wasserpreis von 
1,25 €/cbm eine Konzessionsabgabe für Wasserlieferungen in Höhe von T€ 324 zu Guns-
ten der Technischen Betriebe erwirtschaftet werden. 

- Die NiersEnergie GmbH konnte die Anzahl der Kunden in 2018 nochmals um 9,6% auf 
4.953 Endkunden steigern. Dem steht ein Anstieg des Stromabsatzes um ca. 21,1 % ge-
genüber. Es konnte im Haushaltsjahr 2018 ein tatsächlicher Überschuss von TEUR 174 
vor Steuern erzielt werden. 

- Der Rat der Stadt Kevelaer hat am 16.12.2008 die Erweiterung des bisherigen “Abwas-
serbetriebes“ um die Betriebszweige Straßen und Brücken sowie Grünflächen und die da-
raus korrespondierende Ausweisung des Betriebes in einen Mehrspartenbetrieb be-
schlossen. Die finanziellen Risiken des Betriebes sind relativ gering, da in der Sparte Ab-
wasser kostendeckende Gebühren erhoben werden und die Fehlbeträge in der Sparte 
Tiefbau durch die Stadt Kevelaer ausgeglichen werden. 

 

20 Wir halten die Beurteilung der Lage der in den Gesamtabschluss einbezogenen Einrichtungen 

durch die gesetzlichen Vertreter, insbesondere der wesentlichen Chancen und Risiken der 

zukünftigen Entwicklung, wie sie im Gesamtabschluss und Gesamtlagebericht zum Ausdruck 

kommen, für plausibel. 

 

II. Unregelmäßigkeiten 

21 Als Abschlussprüfer haben wir entsprechend dem Prüfungsstandard PS 730 des IDW -

Prüfung des Jahresabschlusses und Lageberichts einer Gemeinde - analog § 321 Abs. 1 

Satz 3 HGB auch über bei Durchführung unserer Prüfung festgestellte Unregelmäßigkeiten 

oder Verstöße gegen gesetzliche Vorschriften zu berichten. Zu diesen gesetzlichen Vorschrif-

ten zählen insbesondere die für die Aufstellung des Gesamtabschlusses oder des Gesamtla-

geberichts geltenden Rechnungslegungsnormen. 

22 Darüber hinaus haben wir auch über sonstige Gesetzesverstöße zu berichten, die sich nicht 

unmittelbar auf die Rechnungslegung beziehen, jedoch solche Verstöße erkennen lassen. 

Diesbezüglich weisen wir jedoch darauf hin, dass eine abschließende Würdigung sowie Un-

tersuchung auf das mögliche Vorliegen sonstiger Verstöße nicht Gegenstand unseres Auf-
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trags war, sondern sich unsere Berichtspflicht lediglich auf anlässlich der Prüfung des Ge-

samtabschlusses festgestellte Verstöße erstreckt. 

23 Bei der Durchführung unserer Prüfung haben wir nachstehend aufgeführte berichtspflichtige 

Unrichtigkeiten und Verstöße gegen gesetzliche Vorschriften sowie sonstige Tatsachen fest-

gestellt: 

24 Der Gesamtabschluss wurde nicht entsprechend § 116 Abs. 5 GO NRW innerhalb von neun 

Monaten nach dem Abschlussstichtag aufgestellt und gem. § 96 Abs. 1 GO NRW bis zum 

31.Dezember des Folgejahres vom Rat festgestellt.  

25 Weitere Unregelmäßigkeiten, die einer besonderen Berichtsdarstellung an dieser Stelle 

bedürfen, wurden nicht festgestellt.  
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C. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung  

26 Im Rahmen des uns erteilten Auftrags haben wir gemäß § 116 Abs. 6 GO NRW sowie 

entsprechend § 317 HGB die Buchführung, den Gesamtabschluss - bestehend aus Ergebnis-

rechnung, Bilanz und Anhang - und den Gesamtlagebericht auf die Beachtung der für die 

Rechnungslegung geltenden gesetzlichen Vorschriften einschließlich der Grundsätze ord-

nungsmäßiger Buchführung und der ergänzenden Vorschriften der Satzung und der sonstigen 

gemeinderechtlichen Bestimmungen geprüft. Die Prüfung der Einhaltung anderer gesetzlicher 

Vorschriften ist nur insoweit Gegenstand der Abschlussprüfung, als sich aus diesen anderen 

Vorschriften üblicherweise Auswirkungen auf den Gesamtabschluss oder den Gesamtlagebe-

richt ergeben. 

27 Gegenstand unserer Gesamtabschlussprüfung gemäß § 116 Abs. 6 GO NRW sowie 

entsprechend § 317 HGB waren die Buchführung, der nach den Vorschriften des § 116 Abs. 1 

GO NRW aufgestellte Gesamtabschluss sowie der Gesamtlagebericht. 

28 Den Gesamtlagebericht haben wir daraufhin geprüft, ob er mit dem Gesamtabschluss und den 

bei unserer Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht und insgesamt ein zutref-

fendes Bild von der Lage des Konzerns vermittelt. Dabei haben wir auch geprüft, ob die vo-

raussichtliche Entwicklung mit ihren wesentlichen Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-

wicklung zutreffend dargestellt ist. Darüber hinaus wurde geprüft, ob der Gesamtlagebericht 

die in § 116 Abs. 4 GO NRW geforderten Angaben für den Bürgermeister, den Kämmerer 

sowie die Ratsmitglieder enthält. 

29 Die Verantwortung für die Ordnungsmäßigkeit der Buchführung sowie die Aufstellung von 

Gesamtabschluss und Gesamtlagebericht tragen die gesetzlichen Vertreter des Mutterunter-

nehmens. Unsere Aufgabe ist es, diese Unterlagen und die gemachten Angaben im Rahmen 

einer pflichtgemäßen Prüfung dahingehend zu beurteilen, ob die gesetzlichen Vorschriften zur 

Konzernrechnungslegung beachtet worden sind. 

30 Die Prüfung erstreckte sich insbesondere auf die Abgrenzung des Konsolidierungskreises, die 

Ordnungsmäßigkeit der in den Gesamtabschluss einbezogenen Jahresabschlüsse und die 

Ordnungsmäßigkeit der Konsolidierungsmaßnahmen sowie der angewandten Bilanzierungs- 

und Konsolidierungsgrundsätze.  

31 Wir haben unsere Gesamtabschlussprüfung gemäß § 116 Abs. 6 GO NRW und entsprechend 

den Vorschriften der §§ 317 ff. HGB durchgeführt. Die vom Institut der Wirtschaftsprüfer in 

Deutschland e. V. festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Durchführung von 

Abschlussprüfungen wurden von uns beachtet. Berücksichtigung fand auch der Prüfungsstan-

dard zur Prüfung des Jahresabschlusses und Lageberichts einer Gebietskörperschaft (IDW 

PS 730). Danach haben wir die Prüfung so geplant und durchgeführt, dass mit hinreichender 
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Sicherheit beurteilt werden kann, ob die Buchführung, der Gesamtabschluss und der Gesamt-

lagebericht frei von wesentlichen Mängeln sind. 

32 Die Prüfung des Gesamtabschlusses haben wir unter Beachtung der Grundsätze 

gewissenhafter Berufsausübung mit der Zielsetzung angelegt, Unrichtigkeiten und Verstöße 

gegen die gesetzlichen Vorschriften zur Gesamtabschlussrechnungslegung mit hinreichender 

Sicherheit zu erkennen, die sich auf die Darstellung eines den tatsächlichen Verhältnissen 

entsprechenden Bildes der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Gesamtfinanzlage im Sinne 

des § 116 Abs. 6 GO NRW wesentlich auswirken. 

33 Sofern einzelne Abschlüsse von in den Gesamtabschluss einbezogenen Unternehmen durch 

andere Abschlussprüfer geprüft wurden, haben wir uns für die Beurteilung des Vorliegens der 

Voraussetzungen für die Verwertung der Ergebnisse anderer Abschlussprüfer von deren Un-

abhängigkeit überzeugt und deren fachliche Kompetenz und berufliche Qualifikation beurteilt. 

Weiterhin haben wir die Arbeiten der anderen Abschlussprüfer bezüglich der Abschlüsse der 

in den Gesamtabschluss einbezogenen Unternehmen überprüft und dies in unseren Arbeits-

papieren dokumentiert. 

34 Auf der Grundlage unseres risiko- und systemorientierten Prüfungsansatzes haben wir 

zunächst eine Prüfungsstrategie entwickelt. Diese basiert auf einer Einschätzung des rechtli-

chen und wirtschaftlichen Umfelds sowie der Lage der Stadt, ihrer Ziele, Strategien und Ge-

schäftsrisiken sowie auf den Auskünften der gesetzlichen Vertreter. Sie wird darüber hinaus 

von der Größe und Komplexität der Gemeinde und der Wirksamkeit ihres rechnungslegungs-

bezogenen internen Kontrollsystems beeinflusst. Das rechnungslegungsbezogene interne 

Kontrollsystem des Konzerns, insbesondere das der Wallfahrtsstadt Kevelaer, haben wir un-

tersucht, soweit es für eine ordnungsgemäße Gesamtrechnungslegung von Bedeutung ist. Die 

hieraus gewonnenen Erkenntnisse haben wir bei der Auswahl und dem Umfang unserer ana-

lytischen Prüfungshandlungen und Einzelfallprüfungen hinsichtlich der Bestandsnachweise 

und der rechnungslegungsbezogenen Aussagen im Gesamtabschluss berücksichtigt.  

35 Unsere Prüfung umfasste schwerpunktmäßig den Prozess der Gesamtabschlusserstellung, 

die Beurteilung der Abgrenzung des Konsolidierungskreises, der Ordnungsmäßigkeit der in 

den Gesamtabschluss einbezogenen Jahresabschlüsse und der getroffenen Konsolidie-

rungsmaßnahmen. 

36 Die Prüfungshandlungen zur Erlangung von Prüfungsnachweisen umfassten Systemprüfun-

gen, analytische Prüfungshandlungen und Einzelfallprüfungen. Art und Umfang sowie die 

Ergebnisse der Prüfungshandlungen wurden in unseren Arbeitspapieren dokumentiert. 

37 Im Rahmen unserer Prüfung haben wir das rechnungslegungsbezogene interne 

Kontrollsystem des Konzerns untersucht. Identifizierte Kontrollverfahren haben wir auf Wirk-

samkeit und Anwendung geprüft. Unsere aussagebezogenen Prüfungshandlungen konnten 
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wir - soweit diese Kontrollen als wirksam einzustufen waren - in diesen Fällen reduzieren. In 

allen anderen Fällen haben wir entsprechend unserer Risikoeinschätzung die aussagebezo-

genen Prüfungshandlungen in nicht reduziertem Umfang durchgeführt. 

38 Hinsichtlich der Einzelfallprüfungen haben wir Stichproben in bewusster Auswahl gezogen. 

39 Bei den von externen Abschlussprüfern geprüften Jahresabschlüssen haben wir geeignete 

Prüfungshandlungen (Durchsicht der Prüfungsberichte etc.) angewandt, um die Arbeiten zu 

bewerten. 

40 Weiterhin haben wir unter Berücksichtigung unserer Risikoeinschätzungen auf der Basis von 

Stichproben die Konsolidierungsmaßnahmen geprüft. Hierzu zählten insbesondere die Ab-

grenzung des Konsolidierungskreises, die Kapitalkonsolidierung, die Schuldenkonsolidierung 

und die Aufwands- und Ertragskonsolidierung. 

41 Den Gesamtanhang prüften wir darauf, ob die gesetzlich geforderten Angaben vollständig und 

zutreffend sind. 

42 Die Angaben im Gesamtlagebericht haben wir auf Plausibilität und Übereinstimmung mit den 

während der Gesamtabschlussprüfung gewonnenen Erkenntnissen überprüft. 

43 Alle erbetenen Auskünfte und Nachweise sind uns von dem gesetzlichen Vertreter des 

Mutterunternehmens, den gesetzlichen Vertretern der in den Gesamtabschluss einbezogenen 

Beteiligungsunternehmen sowie den uns benannten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern bereit-

willig erteilt worden. 

44 Der gesetzliche Vertreter des Mutterunternehmens hat uns die berufsübliche schriftliche 

Vollständigkeitserklärung zum Gesamtabschluss und zum Gesamtlagebericht erteilt. 
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D. Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung  

I. Ordnungsmäßigkeit der Gesamtrechnungslegung 

1. Rechtsgrundlagen der Gesamtrechnungslegung 

45 Die Wallfahrtsstadt Kevelaer ist gemäß § 2 NKFEG NRW i. V. m. § 116 Abs. 1 GO NRW 

verpflichtet, einen Gesamtabschluss sowie einen Gesamtlagebericht aufzustellen und nach 

§ 116 Abs. 6 GO NRW prüfen zu lassen.  

46 Zusätzlich ist gemäß § 117 GO NRW ein Beteiligungsbericht aufzustellen, der nicht 

Gegenstand der Prüfung des Gesamtabschlusses gem. § 116 Abs. 1 GO NRW ist. 

 

2. Konsolidierungskreis 

47 Die im Gesamtanhang gemachten Angaben zum Konsolidierungskreis nach § 116 Abs. 2 GO 

NRW i. V. m. § 50 GemHVO NRW sind vollständig und zutreffend. Bei der Abgrenzung des 

Konsolidierungskreises wurde das Stetigkeitsprinzip beachtet.  

 

a) Einbezogene verselbständigte Aufgabenbereiche 

48 In den Gesamtabschluss ist die Wallfahrtsstadt Kevelaer als Mutterunternehmen einbezogen. 

Darüber hinaus werden in den Gesamtabschluss folgende verselbständigte Aufgabenbereiche 

im Zuge der Vollkonsolidierung einbezogen, da das Mutterunternehmen Aufgaben in öffent-

lich-rechtlicher und privatrechtlicher Organisationsform ausgegliedert hat: 

- Stadtwerke Kevelaer (Eigenbetrieb) 

- Technische Betriebe Kevelaer (Eigenbetrieb) 

- NiersEnergie GmbH 

- NiersGasNetze GmbH & Co. KG 

- NiersGasNetze Verwaltungs-GmbH 

 

b) Nicht einbezogene verselbständigte Aufgabenbereiche 

49 Im Hinblick auf die Konsolidierungsvorschriften und in Ausübung des Wahlrechts nach § 116 

Abs. 3 GO NRW wurde auf die Einbeziehung der nachfolgend genannten verselbständigten 

Aufgabenbereiche in den Gesamtabschluss verzichtet, da sie für die Verpflichtung, einen den 

tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und 

Finanzgesamtlage der Stadt zu vermitteln, von untergeordneter Bedeutung sind: 
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- Wirtschaftsförderungsgesellschaft Kevelaer mbH (bis 31.12.2013, danach in Liquidation) 
- Bürgerwind Kevelaer GmbH & Co. KG 
- Bürgerwind-Kevelaer Verwaltungs-GmbH 

 
 

50 Bei diesen Betrieben erfolgte lediglich eine Fortschreibung der Anschaffungskosten (at cost).  

 
 

c) At-Equity-Methode 

51 Verselbständigte Aufgabenbereiche, die nicht im Rahmen der Vollkonsolidierung in den 

Gesamtabschluss einbezogen werden, aber unter einem maßgeblichen Einfluss der Kommu-

ne stehen, werden nach der Methode gem. § 50 III GemHVO i.V.m. §§ 311 und 312 HGB At-

Equity in den Gesamtabschluss einbezogen. Die At-Equity-Methode zielt darauf ab, die Betei-

ligung am einbezogenen Betrieb mit dem Betrag auszuweisen, der dem anteiligen bilanziellen 

Eigenkapital des Betriebes entspricht. Im Gesamtabschluss 2018 der Stadt Kevelaer wurden 

folgende verselbständigte Aufgabenbereiche At-Equity einbezogen: 

- NiersEnergieNetze GmbH & Co.KG 

- NiersEnergieNetze Verwaltungs-GmbH 

 

3. Gesamtabschlussstichtag 

52 Der Gesamtabschlussstichtag (31. Dezember 2018) entspricht dem Stichtag des 

Jahresabschlusses des Mutterunternehmens (Wallfahrtsstadt Kevelaer) und der einbezoge-

nen Beteiligungsunternehmen. 

 

4. Konsolidierungsmaßnahmen 

a) Vollkonsolidierung 

53 Die Kapitalkonsolidierung sowie die Konsolidierung der Forderungen und Verbindlichkeiten 

und der Aufwendungen und Erträge werden im Gesamtanhang der Gemeinde im Einzelnen 

dargestellt und erläutert. Für die erstmalige Kapitalkonsolidierung wird auf den 1. Januar 2010 

abgestellt.  

54 Die Kapitalkonsolidierung erfolgte nach der Neubewertungsmethode (§ 50 Abs. 1 GemHVO 

NRW i.V.m. § 301 Abs. 1 Nr. 2 HGB). Dabei erfolgt die Verrechnung der Beteiligungsansätze 

gemäß § 50 Abs. 1 GemHVO NRW i.V.m. § 301 Abs. 2 HGB mit dem anteiligen Eigenkapital 

der verselbständigten konsolidierten Aufgabenbereiche. Ein verbleibender passiver Unter-

schiedsbetrag aus der Kapitalkonsolidierung wird der allgemeinen Rücklage zugeschlagen. 
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55 Entsprechend § 50 GemHVO NRW i. V. m. § 303 HGB wurden bei der Schuldenkonsolidie-

rung Forderungen und Verbindlichkeiten zwischen den in den Gesamtabschluss einbezoge-

nen Unternehmen eliminiert.  

56 Eine Zwischenergebniseliminierung nach § 50 GemHVO NRW i. V. m. § 304 HGB war nicht 

erforderlich. 

57 Die Aufwands- und Ertragskonsolidierung wurde entsprechend § 50 GemHVO NRW i. V. m. 

§ 305 HGB durchgeführt.  

58 Die in den Gesamtabschluss übernommenen Vermögensgegenstände und Schulden der 

einbezogenen Unternehmen wurden gemäß § 50 GemHVO NRW i. V. m. § 308 HGB einheit-

lich nach den für das Mutterunternehmen angewandten Bilanzierungsgrundsätzen angesetzt 

und bewertet. Die Bewertung entspricht den gesetzlichen Bestimmungen. Bei unbeachtlichen 

Bewertungsunterschieden wurde auf eine Anpassung verzichtet. 

 

5. Gesamtabschlussbuchführung 

59 Der Gesamtabschluss wird von der Gemeinde aus den Jahresabschlüssen der einbezogenen 

verselbständigten Aufgabenbereiche entwickelt. Schriftliche Bilanzierungsrichtlinien für die in 

den Gesamtabschluss einbezogenen verselbständigten Aufgabenbereiche bestehen nicht. Die 

einheitliche Bilanzierung und Bewertung wird durch gegebenenfalls notwendige Anpassungs-

buchungen auf Ebene des Gesamtabschlusses gewährleistet. 

60 Der Gesamtabschluss 2018 wurde mittels eines Excel-Tools erstellt. 

 

6. Ordnungsmäßigkeit der in den Gesamtabschluss einbezogenen Abschlüsse 

61 Der Jahresabschluss der Wallfahrtsstadt Kevelaer wurde durch unsere Gesellschaft geprüft 

und mit einem uneingeschränkten Bestätigungsvermerk versehen. 

62 Die von uns geprüften Jahresabschlüsse der Tochterunternehmen enthielten in allen Fällen 

ein uneingeschränktes Prüfungsurteil. 

63 Eine Anpassung der Jahresabschlüsse der einzubeziehenden Unternehmen an die 

konzerneinheitliche Bilanzierung und Bewertung war gemäß § 50 GemHVO NRW i. V. m. 

§ 308 HGB im Bereich der Bilanzierung der Gebäude und Rückstellungen erforderlich. 
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7. Gesamtabschluss 

64 Im Gesamtabschluss, bestehend aus Ergebnisrechnung, Bilanz und Anhang für das 

Haushaltsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2018, wurden die gesetzlichen Vorschriften 

beachtet.  

65 Gesamtergebnisrechnung sowie Gesamtbilanz wurden ordnungsgemäß aus den 

einbezogenen Jahresabschlüssen abgeleitet. Die angewandten Konsolidierungsmethoden 

entsprechen den gesetzlichen Vorschriften; die Konsolidierungsmaßnahmen wurden sachge-

recht vorgenommen. Die Konsolidierungsbuchungen wurden zutreffend durchgeführt. 

66 Der Gesamtanhang enthält die gesetzlich geforderten Erläuterungen und Angaben sowie die 

in Ausübung eines Wahlrechts nicht in die Gesamtbilanz oder in die Gesamtergebnisrechnung 

aufgenommenen Angaben vollständig und zutreffend. 

67 Die Kapitalflussrechnung wurde gemäß dem Deutschen Rechnungslegungs- Standard (DRS 

2) aufgestellt. 

8. Gesamtlagebericht 

68 Der von den gesetzlichen Vertretern erstellte Gesamtlagebericht entspricht den Vorschriften 

des § 51 GemHVO NRW und steht in Einklang mit dem Gesamtabschluss sowie unseren im 

Rahmen der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen. Er vermittelt insgesamt ein zutreffendes 

Bild der Gesamt-Vermögens-, Schulden-, -Ertrags- und -Finanzlage der Gemeinde und stellt 

die wesentlichen Chancen und Risiken zutreffend dar. 

69 Berichtspflichtige Vorgänge von besonderer Bedeutung, die nach Ablauf des Berichtsjahres 

eingetreten sind, haben wir im Rahmen unserer Prüfung nicht festgestellt. 

70 Über die voraussichtliche Entwicklung der in den Gesamtabschluss einbezogenen 

Einrichtungen wurde in ausreichendem Umfang berichtet.  

Elektronische Kopie



  
 DR. HEILMAIER & PARTNER GMBH 

 WIRTSCHAFTSPRÜFUNGSGESELLSCHAFT 

 STEUERBERATUNGSGESELLSCHAFT 

   - 13 - 

 

II. Gesamtaussage des Gesamtabschlusses 

1. Feststellungen zur Gesamtaussage des Gesamtabschlusses 

71 Nach unserer auftragsgemäßen Prüfung stellen wir fest, dass der Gesamtabschluss den 

gesetzlichen Vorschriften entspricht und insgesamt, d. h. im Zusammenwirken von Ergebnis-

rechnung, Bilanz und Anhang, unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-

rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Gesamt-Vermögens-, 

Schulden-, -Ertrags- und -Finanzlage der Gemeinde sowie der in den Gesamtabschluss ein-

bezogenen Einrichtungen vermittelt. 

 

2. Wesentliche Bewertungsgrundlagen 

72 Die Bewertung der Vermögensgegenstände und Schulden der Gemeinde in dem vorliegenden 

Gesamtabschluss zum 31. Dezember 2018 erfolgte gemäß den Vorschriften der GO NRW 

und der GemHVO NRW i. V. m. den Vorschriften des HGB. Die Bilanzierungs- und Bewer-

tungsmethoden sind im Anhang angegeben.  

73 Die Wallfahrtsstadt Kevelaer hat für die wesentlichen Eckpunkte des Konzerns einheitliche 

Ansatz-, Bewertungs- und Ausweisvorschriften in einer Gesamtabschlussrichtlinie festgehal-

ten. 

74 Wesentliche Jahresabschlussposten wurden wie folgt bilanziert und bewertet: 

75 Vermögensgegenstände wurden nur in die Bilanz aufgenommen, wenn die Gemeinde 

wirtschaftlicher Eigentümer ist (§ 33 Abs. 1 GemHVO). 

76 Forderungen wurden nach dem strengen Niederstwertprinzip bewertet. Danach müssen 

Forderungen mit dem niedrigeren Wert angesetzt werden, wenn ihr Nennwert den Wert über-

steigt, der ihnen am Stichtag der Eröffnungsbilanz beizulegen ist (§ 32 Abs. 1 Nr. 3 i.V.m. § 35 

Abs. 7 GemHVO). Bei der Bewertung der einzelnen Forderungen wurde die Zahlungsfähigkeit 

der jeweiligen Schuldner geprüft und bewertet. Die weiteren Forderungen wurden unter Be-

rücksichtigung des Alters mit pauschalen Abschlägen bewertet.  

77 Der Nachweis der übrigen Vermögens- und Schuldenposten erfolgte durch Bücher, Schriften, 

Saldenbestätigungen sowie durch sonstige Unterlagen und Belege. 

78 Der Festsetzung der Nutzungsdauern von abnutzbaren Vermögensgegenständen des 

Anlagevermögens liegt die vom Innenministerium bekannt gegebene Abschreibungstabelle für 

Kommunen zugrunde. Die Abschreibungssätze bzw. Nutzungsdauern wurden in einer örtli-

chen Abschreibungstabelle zusammengefasst.  
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79 Geringwertige Anlagegüter, deren Anschaffungs- und Herstellungskosten zwischen 

EUR 60,00 und EUR 410,00 EUR ohne Umsatzsteuer betragen, werden grundsätzlich im Jahr 

des Zugangs voll abgeschrieben.  

80 Rückstellungen für Pensionen und Beihilfen nach beamtenrechtlichen Vorschriften wurden in 

der Bilanz unter dem Posten Pensionsrückstellungen zusammengefasst. Die Höhe der Pensi-

onsrückstellung wurde auf Grundlage eines versicherungsmathematischen Gutachtens ermit-

telt. Die Rückstellung enthält neben den künftigen Versorgungsleistungen der Wallfahrtsstadt 

Kevelaer auch die Ansprüche auf Beihilfe. Die Bewertung erfolgte mit dem in § 36 Abs. 1 

GemHVO NRW vorgesehenen Rechnungszinsfuß von 5 % unter Berücksichtigung der Richt-

tafeln 2018 G von Prof. Dr. Klaus Heubeck fast ausschließlich unter Zugrundelegung von 

Echtzeitdaten.  

81 Die sonstigen Rückstellungen nach § 36 Abs. 4 und 5 GemHVO NRW wurden in Höhe der 

voraussichtlichen Inanspruchnahme angesetzt. 

82 Steuern, Gebühren, Beiträge: Das NKF beinhaltet - wie das kaufmännische Rechnungswesen 

- grundsätzlich das Bruttoprinzip (§ 11 GemHVO NRW), d. h. Erträge und Aufwendungen sind 

getrennt zu erfassen. § 19 GemHVO NRW erlaubt hiervon bezüglich der Abgaben, abgaben-

ähnlichen Erträge und allgemeinen Zuweisungen eine Abweichung. Er trägt damit dem Um-

stand der Praxis Rechnung, dass bei den genannten Ertragsarten regelmäßig nachträgliche 

Berücksichtigungen zu erwarten sind. Handelt es sich um eine andauernde, regelmäßig wie-

derkehrende Leistungspflicht des Dritten, so werden Erstattungen von zu viel berechneten und 

gezahlten Beträgen mit den späteren Zahlungen verrechnet oder müssen zurückgezahlt wer-

den. Für den Ausweis bedeutet dies, dass Rückzahlungen von den Erträgen abzusetzen sind. 

Zu den Abgaben im Sinne des § 19 GemHVO NRW gehören z. B. Steuern, Gebühren und 

Beiträge.  

83 Sonstige ordentliche Erträge: Sonstige ordentliche Erträge sind alle anderen Erträge, die nicht 

explizit unter den Ertragspositionen des § 2 GemHVO NRW erfasst werden. Dabei handelt es 

sich in der Regel um ordnungsrechtliche Erträge wie Bußgelder, Säumniszuschläge und Aus-

gleichszahlungen, Konzessionsabgaben sowie Erträge aus Anlagenabgängen. 

84 Personalaufwendungen: Hierzu gehören alle auf der Arbeitgeberseite anfallenden 

Aufwendungen für das aktive Personal und Aufwendungen, die auf Grund von sonstigen ar-

beitnehmerähnlichen Vertragsformen geleistet werden. Ausgewiesen werden insbesondere 

die Dienstaufwendungen, Beiträge zu Versorgungskassen und gesetzlichen Sozialversiche-

rungen, Beihilfen, Unterstützungsleistungen, Zuführung zu den Pensions- und Personalkos-

tenrückstellungen und pauschalierte Lohnsteuer.  
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85 Versorgungsaufwendungen: Unter den Versorgungsaufwendungen sind alle auf 

Arbeitgeberseite anfallenden Aufwendungen im Zusammenhang mit den ehemaligen Beschäf-

tigten der Kommune zu verstehen. Dazu gehören in erster Linie die laufenden Beiträge zur 

Versorgungskasse und Veränderungsbuchungen der Pensionsrückstellung für Versorgungs-

empfänger und ihrer Hinterbliebenen. 

86 Sonstige ordentliche Aufwendungen: Sonstige ordentliche Aufwendungen umfassen alle 

Aufwendungen, die nicht explizit den Aufwandspositionen des § 2 GemHVO NRW zuzuordnen 

sind. Darunter fallen sonstige Personal- und Versorgungsaufwendungen, Aufwendungen für 

die Inanspruchnahme von Rechten und Diensten, Geschäftsaufwendungen sowie Verluste 

aus Anlagenabgängen und Aufwendungen für Beiträge und Versicherungen. 
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III. Analyse der Gesamt-Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage 

1. Gesamtertragslage 

 2018  2017  
 TEUR % TEUR % 

 Steuern und ähnliche Abgaben 36.003 43,1 34.000 41,5 
 Zuwendungen und allgemeine Umlagen 17.081 20,4 19.006 23,2 
 Sonstige Transfererträge 731 0,9 712 0,9 
 Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 11.489 13,7 11.607 14,2 
 Privatrechtliche Leistungsentgelte 8.203 9,8 7.821 9,5 
 Kostenerstattungen und Kostenumlagen 4.728 5,7 4.889 6,0 
 Sonstige ordentliche Erträge 5.276 6,3 3.807 4,6 
 Aktivierte Eigenleistungen 61 0,1 63 0,1 
 Bestandsveränderungen 0 0,0 0 0,0 
Ordentliche Gesamterträge 83.572 100,0 81.905 100,0 

     
 Personalaufwendungen 16.732 -20,7 15.219 -19,3 
 Versorgungsaufwendungen 2.540 -3,1 1.084 -1,4 
 Aufwendungen für Sach- / Dienstleistungen 18.093 -22,4 18.992 -24,1 
 Bilanzielle Abschreibungen 8.576 -10,6 8.340 -10,6 
 Transferaufwendungen 30.985 -38,3 31.220 -39,7 
 Sonstige ordentliche Aufwendungen 3.955 -4,9 3.806 -4,8 
Ordentliche Gesamtaufwendungen -80.881 100,0 -78.661 100,0 

     
Ordentliches Gesamtergebnis 2.691  3.244  

     
 Finanzerträge 3  3  
 Erträge aus assoziierten Unternehmen 282  272  
 Finanzaufwendungen -874  -1.027  
Gesamtfinanzergebnis -589  -752  

     
 Außerordentliche Erträge 0  0  
 Außerordentliche Aufwendungen 0  0  
Außerordentliches Ergebnis 0  0  

     
Gesamtjahresüberschuss 2.102  2.492  
Anderen Gesellschaftern zustehendes Ergebnis -134  -113  

     
Gesamtergebnis 1.968  2.379  

 

87  Die Gesamtertragslage weist ein positives ordentliches Gesamtergebnis von TEUR 2.691 

(Vorjahr: TEUR 3.244) aus. Unter Berücksichtigung des Gesamtfinanzergebnisses von 

TEUR -589 (Vorjahr: TEUR -752) ergibt sich ein Gesamtjahresüberschuss von TEUR 2.102 

(Vorjahr: TEUR 2.492). Anderen Gesellschaftern steht aus dem Gesamtjahresüberschuss ein 

Ergebnis von TEUR 134 zu, weshalb sich das Gesamtergebnis auf TEUR 1.968 reduziert. 

88 Die Position Steuern und ähnliche Abgaben (TEUR 36.003; Vorjahr: TEUR 34.000) 

entspricht dem Einzelabschluss der Wallfahrtsstadt Kevelaer und beinhaltet im Wesentlichen 
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die Realsteuern sowie die Gemeindeanteile an der Einkommensteuer und Umsatzsteuer. Der 

Anteil Steuererträge an den Gesamterträgen beläuft sich auf 43,1% (Vorjahr: 41,5%).  

89 Die Zuwendungen und ähnlichen Umlagen machen mit TEUR 17.081 (Vorjahr: 

TEUR 19.006) bzw. 20,4% einen weiteren bedeutenden Anteil der Erträge aus. Sie enthalten 

im Wesentlichen die Schlüsselzuweisungen des Landes Nordrhein-Westfalen. 

90 Unter den öffentlich-rechtlichen Leistungsentgelten (TEUR 11.489; Vorjahr: TEUR 11.607) 

werden vor allem Verwaltungs- und Benutzungsgebühren ausgewiesen. Zusätzlich sind die 

Auflösung von Sonderposten für Beiträge und Gebührenüberschüsse zu nennen.  

91 Die privatrechtlichen Leistungsentgelte (TEUR 8.203; Vorjahr: 7.821) nehmen 9,8% der 

Erträge ein. Es handelt sich im Wesentlichen um die Umsatzerlöse der Stadtwerke Kevelaer. 

92 Die Personal- und Versorgungsaufwendungen (TEUR 19.272; Vorjahr: TEUR 16.303) 

machen zusammen 23,8% der Gesamtaufwendungen aus. Auf die Sach- und Dienstleistun-

gen (TEUR 18.093; Vorjahr: TEUR 18.982) entfallen 22,4% der Gesamtaufwendungen. Auf 

Transferaufwendungen (TEUR 30.985; Vorjahr: TEUR 31.220) entfallen 38,3% der Gesamt-

aufwendungen. 

93 Die bilanzielle Abschreibungen belaufen sich auf TEUR 8.576 (Vorjahr: TEUR 8.340). 

94 Es verbleibt ein Gesamtjahresüberschuss in Höhe von TEUR 2.102 (Vorjahr TEUR 2.492).  

95 Die folgende Darstellung zeigt die Überleitung der Jahresergebnisse der Stadt nebst den 

vollkonsolidierten verselbständigten Aufgabenbereichen zum Gesamtergebnis.  

 2018  2017  
 TEUR % TEUR % 

Stadt Kevelaer 1.271 64,6 392 16,5 
Stadtwerke Kevelaer 437 22,2 461 19,4 
Technische Betriebe Kevelaer -38 -1,9 -591 -24,8 
NiersGasNetze GmbH & Co. KG 250 12,7 234 9,8 
NiersGasNetze Verwaltungs GmbH 1 0,1 1 0,0 
NiersEnergie 121 6,1 114 4,8 

 2.042 103,8 611 25,7 
     

Anpassung an einheitliche Bilanzierungs- und     
Bewertungsmethoden 28 1,4 28 1,2 
Abschreibung stille Reserven -212 -10,8 -212 -8,9 
Abschreibung Geschäfts- oder Firmenwerte 0 0,0 0 0,0 
Zeitliche Buchungsunterschiede 397 20,2 2.189 92,0 
Kapitalkonsolidierung -135 -6,9 -113 -4,7 
Aufwands- und Ertragskonsolidierung -47 -2,4 -48 -2,0 
Equity-Methode -105 -5,3 -76 -3,2 
Konsolidierungsbuchungen -74 -3,8 1.768 74,3 

     
Gesamtergebnis 1.968 100,0 2.379 100,0 
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2. Gesamt-Vermögens- und Schuldenlage 

96 In der nachfolgenden Übersicht werden die Vermögens-, Kapital- und Schuldposten der 

Gesamtbilanz zum 31. Dezember 2018 zusammengefasst dargestellt:  

Vermögensstruktur 31.12.2018  31.12.2017  
 TEUR % TEUR % 

Immaterielle Vermögensgegenstände 301 0,1 298 0,1 
Sachanlagen 240.730 92,4 240.004 93,1 
Finanzanlagen 5.224 2,0 5.328 2,1 

Langfristiges gebundenes Vermögen 246.255 94,6 245.630 95,3 
         

Vorräte 545 0,2 188 0,1 
Forderungen 6.182 2,4 5.099 2,0 
Liquide Mittel 5.083 2,0 5.517 2,1 
Rechnungsabgrenzungsposten 2.369 0,9 1.372 0,5 

Kurzfristig gebundenes Vermögen 14.179 5,4 12.176 4,7 
       

 260.434 100,0 257.806 100,0 

 

Kapitalstruktur 31.12.2018  31.12.2017  
 TEUR % TEUR % 

Eigenkapital 66.308 25,5 64.485 25,0 
Sonderposten für Zuwendungen und Beträge 113.898 43,7 116.677 45,3 

Wirtschaftliches Eigenkapital 180.206 69,2 181.162 70,3 
       

Pensionsrückstellungen 15.417 5,9 14.722 5,7 
Kredite (RLZ > 5 Jahre) 33.040 12,7 32.009 12,4 

Langfristige Schulden 48.457 18,6 46.731 18,1 

     
Langfristiges Kapital 228.663 87,8 227.893 88,4 

     
Kredite (1 < RLZ < 5 Jahre) 11.427 4,4 10.484 4,1 
Lieferungs- und Leistungsverbindlichkeiten (1 < RLZ < 5 
Jahre) 

551 0,2 371 0,1 

Mittelfristiges Kapital 11.978 4,6 10.855 4,2 
       

Sonderposten für Gebührenausgleich 627 0,2 457 0,2 
Sonstige Sonderposten 33 0,0 34 0,0 
Übrige Rückstellungen 4.690 1,8 4.837 1,9 
Kredite 2.915 1,1 3.361 1,3 
Lieferungs- und Leistungsverbindlichkeiten 1.869 0,7 3.108 1,2 
Sonstige Verbindlichkeiten 2.948 1,1 3.261 1,3 
Erhaltene Anzahlungen 4.385 1,7 2.021 0,8 
Transferverbindlichkeiten 241 0,1 289 0,1 
Rechnungsabgrenzungsposten 2.085 0,8 1.690 0,7 

Kurzfristiges Kapital 19.793 7,6 19.058 7,4 
       

 260.434 100,0 257.806 100,0 

 

97 Im Rahmen der Konsolidierung sind die Vermögensgegenstände und Schulden der jeweiligen 

Sondervermögen und Unternehmen in die Gesamtbilanz aufgenommen worden. Der Wertan-
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satz erfolgt gem. § 50 Abs. 1 GemHVO NRW i. V. m. § 301 Abs. 1 Nr. 2 HGB nach der Neu-

bewertungsmethode. 

98 Als kurzfristiges Vermögen und Schulden werden solche mit einer Restlaufzeit bis zu einem 

Jahr definiert. Langfristiges Vermögen und Schulden werden erst nach einem Jahr fällig. Die 

Pensions- und Beihilferückstellungen werden voll dem langfristigen Bereich zugeordnet. Die 

Sonderposten für Zuwendungen und Beiträge werden dem wirtschaftlichen Eigenkapital zuge-

rechnet.  

99 Die Gesamtbilanz ist durch eine hohe Anlagenintensität geprägt. So beträgt der Anteil des 

Sachanlagevermögens 92,4% (Vorjahr: 93,1%) der Bilanzsumme. Das kurzfristig gebundene 

Vermögen spielt mit 5,4% (Vorjahr: 4,7%) eine untergeordnete Rolle.  

100 Unter dem Finanzanlagevermögen werden die nicht konsolidierten Beteiligungen, 

Ausleihungen und Wertpapiere ausgewiesen.  

101 Die Eigenkapitalquote I (ohne Einbeziehung der Sonderposten für Zuwendungen und 

Beiträge) zum Abschlussstichtag beträgt 25,5% (Vorjahr: 25,0%). Die Eigenkapitalquote II 

(mit Einbeziehung der Sonderposten für Zuwendungen und Beiträge) beträgt 69,2% (Vorjahr: 

70,3%).  

102 Der Anlagendeckungsgrad II, d.h. das Verhältnis von Anlagevermögen zu wirtschaftlichen 

Eigenkapital zu langfristigem Fremdkapital, beträgt 92,9% (Vorjahr: 92,8%).  

103 Die Liquidität und Liquiditätsgrad I bis III haben sich wie folgt entwickelt: 

 31.12.2018  31.12.2017  
 TEUR % TEUR % 

Liquide Mittel 5.083  5.517  
Kurzfristiges Kapital -19.793  -19.058  
Liquidität I Unterdeckung -14.710 25,7 -13.541 28,9 

     
Liquide Mittel + kurzfristige Forderungen 11.265  10.616  
Kurzfristiges Kapital -19.793  -19.058  
Liquidität II Unterdeckung -8.528 56,9 -8.442 55,7 

     
Liquide Mittel + kurzfristige Forderungen + Vorräte 11.810  10.804  
Kurzfristiges Kapital -19.793  -19.058  
Liquidität III Unterdeckung -7.983 59,7 -8.254 56,7 
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104 Ein anzustrebender Liquiditätsgrad von mindestens 100% wurde nicht erreicht. Die 

Liquiditätsunterdeckung III zum 31. Dezember 2018 beläuft sich auf TEUR 7.983 (Vorjahr: 

TEUR 8.254). 

 

3. Gesamtfinanzlage 

105 In der indirekten Kapitalflussrechnung nach dem Deutschen Rechnungslegungsstandard DRS 

2 werden die Zahlungsströme des Berichtsjahres getrennt nach der laufenden Geschäftstätig-

keit, der Investitionstätigkeit und der Finanzierungstätigkeit dargestellt. Anhand dieser Kapital-

flussrechnung, die diesem Prüfungsbericht als Anlage dem Gesamtanhang beigefügt ist, wer-

den die Veränderungen des Finanzmittelfonds sowie die dafür ursächlichen Mittelbewegungen 

aufgezeigt.  

106 Der Finanzmittelfonds setzt sich entsprechend DRS 2 zusammen aus dem positiven Bestand 

an Zahlungsmitteln und Zahlungsmitteläquivalenten.  

107 Zusammenfassend stellt sich die Kapitalflussrechnung wie folgt dar: 

 2018 2017 

 TEUR TEUR 

Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit 4.937 10.143 
Cashflow aus Investitionstätigkeit -6.807 -5.135 
Finanzmittelbetrag -1.870 5.008 
Cashflow aus Finanzierungstätigkeit 1.436 -3.545 
Änderung des Bestandes an eigenen Finanzmitteln -434 1.463 
Anfangsbestand 5.517 4.054 
Liquide Mittel 5.083 5.517 
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E. Wiedergabe des Bestätigungsvermerks 

108 Nach dem abschließenden Ergebnis unserer Prüfung haben wir der Wallfahrtsstadt Kevelaer 

für den Gesamtabschluss zum 31. Dezember 2018 und den Lagebericht zum 31. Dezember 

2018 den folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt, der hier wiedergegeben 

wird.  

„BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS 

An die Wallfahrtsstadt Kevelaer 

VERMERK ÜBER DIE PRÜFUNG DES JAHRESABSCHLUSSES 

Prüfungsurteil 

Wir haben den Gesamtabschluss der Wallfahrtsstadt Kevelaer – bestehend aus der Gesamt-
bilanz, Gesamtergebnisrechnung sowie Gesamtanhang – geprüft. Darüber hinaus haben wir 
den Gesamtlagebericht der Wallfahrtsstadt Kevelaer für das Haushaltsjahr vom 1. Januar bis 
zum 31. Dezember 2018 geprüft.  

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse  

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen § 116 GO NRW 
und den Vorschriften der Gemeindehaushaltsverordnung (GemHVO) und vermittelt unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächli-
chen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Wallfahrts-
stadt Kevelaer zum 31. Dezember 2018 sowie ihrer Ertragslage für das Haushaltsjahr vom 
1. Januar bis zum 31. Dezember 2018 und 

• vermittelt der beigefügte Gesamtlagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 
der Wallfahrtsstadt Kevelaer. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Gesamtlagebe-
richt in Einklang mit dem Gesamtabschluss, entspricht den Vorschriften der GemHVO 
NRW und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.  

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen 
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses geführt hat. 

Grundlage für das Prüfungsurteil 

Wir haben unsere Prüfung des Gesamtabschlusses und des Gesamtlageberichts in Überein-
stimmung mit § 317 HGB und § 116 Abs. 6 GO NRW unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprü-
fung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im 
Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Gesamtabschlusses und 
des Gesamtlageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind 
von der Wallfahrtsstadt Kevelaer unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handels-
rechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufs-
pflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass 
die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage 
für unser Prüfungsurteil zum Gesamtabschluss und zum Gesamtlagebericht zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Rechnungsprüfungsausschusses für 
den Gesamtabschluss und den Gesamtlagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Gesamtabschlusses, der 
dem § 116 GO NRW und den Vorschriften der Gemeindehaushaltsverordnung (GemHVO) in 
allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnis-
sen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Wallfahrtsstadt 
Kevelaer vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kon-
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trollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buch-
führung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Gesamtabschlusses zu er-
möglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Dar-
stellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Gesamtabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwort-
lich, die Fähigkeit der Wallfahrtsstadt Kevelaer zur Fortführung ihrer Tätigkeit, d.h. der stetigen 
Erfüllung der Aufgaben zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhal-
te in Zusammenhang mit der Sicherung der stetigen Erfüllung ihrer Aufgaben, sofern ein-
schlägig, anzugeben.  

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Gesamtlage-
berichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Wallfahrtsstadt Kevelaer ver-
mittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Gesamtabschluss in Einklang steht, den 
gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkeh-
rungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung 
eines Gesamtlageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzli-
chen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussa-
gen im Gesamtlagebericht erbringen zu können. 

Der Rechnungsprüfungsausschuss ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungsle-
gungsprozesses der Gemeinde zur Aufstellung des Gesamtabschlusses und des Gesamtla-
geberichts. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Gesamtabschlusses und des 

Gesamtlageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Gesamtabschluss 
als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstel-
lungen ist, und ob der Gesamtlagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Wallfahrtsstadt Kevelaer vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Gesamtab-
schluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den ge-
setzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstellt sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unser Prüfungsurteil zum 
Gesamtabschluss und zum Gesamtlagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 
in Übereinstimmung mit § 317 HGB und § 116 GO NRW unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprü-
fung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Dar-
stellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich 
angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt 
die auf der Grundlage dieses Gesamtabschlusses und Gesamtlageberichts getroffenen wirt-
schaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.  

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeabsich-
tigter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen 
Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnach-
weise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zu 
dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist 
bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwir-
ken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das 
Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Gesamtabschlusses relevanten 
internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Gesamtlageberichts relevanten Vor-
kehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen 
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Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksam-
keit dieses Systems der Wallfahrtsstadt Kevelaer abzugeben. 

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern 
dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

• ziehen wir auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise Schlussfolgerungen dar-
über, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegeben-
heiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Wallfahrtsstadt Kevelaer zur 
Fortführung ihrer Tätigkeit, d.h. der stetigen Erfüllung ihrer Aufgaben, aufwerfen können. 
Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir 
verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Gesamtabschluss 
und im Gesamtlagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemes-
sen sind, unser Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf 
der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungs-
nachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass 
die Wallfahrtsstadt Kevelaer die stetige Aufgabenerfüllung nicht sicherstellen kann. 

• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Gesamtabschlusses 
einschließlich der Angaben sowie ob der Gesamtabschluss die zugrundeliegenden Ge-
schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Gesamtabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Wallfahrtsstadt Kevela-
er vermittelt. 

• beurteilen wir den Einklang des Gesamtlageberichts mit dem Gesamtabschluss, seine 
Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der Wallfahrtsstadt 
Kevelaer. 

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zu-
kunftsorientierten Angaben im Gesamtlagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigne-
ter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten An-
gaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach 
und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen 
Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie 
zu den zugrundeliegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches un-
vermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten An-
gaben abweichen 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten 
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein-
schließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung fest-
stellen.“ 
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F. Schlussbemerkung 

Den vorstehenden Prüfungsbericht, einschließlich der Wiedergabe des Bestätigungsvermerks, 

erstatten wir in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vorschriften und dem Prüfungsstandard 

zu den Grundsätzen ordnungsmäßiger Erstellung von Prüfungsberichten (IDW PS 450). Auf 

eine entsprechende Anwendung von § 328 HGB wird verwiesen. 

 

Krefeld, den 3. September 2020 

 

 Dr. Heilmaier & Partner GmbH 
 Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
 Steuerberatungsgesellschaft 
 
 
 
 

 Dipl. Kfm. Ralf Kempkens 
  Wirtschaftsprüfer 
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140871 NKF Gesamtabschluss Kevelaer 2018

Gesamtbilanz

31.12.2018 31.12.2018 31.12.2018 31.12.2018

Aktiva EUR EUR EUR EUR

1. Anlagevermögen 246.254.802,97

1.1 Immaterielle Vermögensgegenstände 301.449,55

1.2 Sachanlagen 240.729.576,95

1.2.1. Unbebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 18.150.176,94
1.2.1.1 Grünflächen 14.114.809,06
1.2.1.2 Ackerland 1.673.966,32
1.2.1.3 Wald, Forsten 275.377,60
1.2.1.4 Sonstige unbebaute Grundstücke 2.086.023,96

1.2.2. Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 88.130.528,07
1.2.2.1 Kinder- und Jugendeinrichtungen 4.067.211,35
1.2.2.2 Schulen 37.255.833,32
1.2.2.3 Wohnbauten 3.803.002,69
1.2.2.4 Sonstige Dienst-, Geschäfts- und Betriebsgebäude 43.004.480,71

1.2.3. Infrastrukturvermögen 120.388.883,59
1.2.3.1 Grund und Boden des Infrastrukturvermögens 19.042.062,37
1.2.3.2 Brücken und Tunnel 1.085.054,57
1.2.3.4 Entwässerungs- und Abwasserbeseitigungsanlagen 33.272.445,40
1.2.3.5 Straßennetz mit Wegen, Plätzen und Verkehrslenkungsanlagen 50.582.512,65
1.2.3.6 Erzeugungs- und Gewinnungsanlagen 393.087,89
1.2.3.7 Verteilungsanlagen 15.442.120,36
1.2.3.8 Sonstige Bauten des Infrastrukturvermögens 571.600,35

1.2.4 Bauten auf fremden Grund und Boden 612.851,21
1.2.5 Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler 187.914,31
1.2.6 Maschinen und technische Anlagen, Fahrzeuge 3.652.268,68
1.2.7 Betriebs- und Geschäftsausstattung 2.258.286,90
1.2.8 Geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau 7.348.667,25

1.3. Finanzanlagen 5.223.776,48

1.3.1 Anteile an verbundenen Unternehmen 1,00
1.3.2 Anteile an assoziierten Unternehmen 4.335.569,71
1.3.3 Übrige Beteiligungen 624.741,03
1.3.4 Sondervermögen 0,00
1.3.5 Wertpapiere des Anlagevermögens 128.705,72
1.3.6 Ausleihungen 134.759,02

2. Umlaufvermögen 11.809.549,57

2.1 Vorräte 544.983,61

2.2 Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände
2.2.1 Forderungen 3.971.267,06

2.2.2 Sonstige Vermögensgegenstände 2.210.445,51

2.4 Liquide Mittel 5.082.853,39

3. Aktive Rechnungsabgrenzung 2.369.678,82

260.434.031,36

31.12.2018 31.12.2018 31.12.2018 31.12.2018

Passiva EUR EUR EUR EUR

1. Eigenkapital 66.307.877,02

 1.1 Allgemeine Rücklage 50.241.161,90
1.2 Sonderücklagen 0,00
1.3 Ausgleichsrücklage 11.364.220,66
1.4 Jahresergebnis 1.967.577,62
1.5 Ausgleichsposten für Anteile anderer Gesellschafter 2.734.916,85

2. Sonderposten 114.556.952,70

2.1 Sonderposten für Zuwendungen 76.557.789,17
2.2 Sonderposten für Beiträge 37.339.893,63
2.3 Sonderposten für den Gebührenausgleich 626.741,57
2.4 Sonstige Sonderposten 32.528,33

3. Rückstellungen 20.107.868,54

3.1 Pensionsrückstellungen 15.417.362,00
3.2 Rückstellungen für Deponien und Altlasten 0,00
3.3 Instandhaltungsrückstellungen 1.545.780,00
3.4 Steuerrückstellungen 136.538,52
3.5 Sonstige Rückstellungen 3.008.188,02

4. Verbindlichkeiten 57.376.501,29

4.1 Anleihen 0,00
4.2 Verbindlichkeiten für Kredite für Investitionen 46.802.873,58
4.3 Verbindlichkeiten aus Krediten zur Liquiditätssicherung 579.361,00
4.4 Verbindlichkeiten aus Vorgängen, die Kreditaufnahmen wirtschaftlich gleichkommen 0,00
4.5 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 2.419.691,59
4.6 Transferverbindlichkeiten 241.149,36
4.7 Erhaltene Anzahlungen 4.385.223,69
4.8 Sonstige Verbindlichkeiten 2.948.202,07

5. Passive Rechnungsabgrenzung 2.084.831,81

260.434.031,36
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Gesamtergebnisrechnung

2018 2017

EUR EUR

1  Steuern und ähnliche Abgaben 36.003.407,18 33.999.532,70
2  Zuwendungen und allgemeine Umlagen 17.081.024,68 19.005.630,87
3  Sonstige Transfererträge 731.284,51 712.198,60
4  Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 11.489.021,83 11.607.238,11
5  Privatrechtliche Leistungsentgelte 8.202.857,80 7.821.367,13
6  Kostenerstattungen und Kostenumlagen 4.728.272,29 4.888.669,57
7  Sonstige ordentliche Erträge 5.275.717,20 3.807.264,35
8  Aktivierte Eigenleistungen 60.801,62 63.162,00
9  Bestandsveränderungen 0,00 0,00

10 Ordentliche Gesamterträge 83.572.387,11 81.905.063,33

11  Personalaufwendungen -16.731.812,68 -15.218.863,34
12  Versorgungsaufwendungen -2.540.354,40 -1.083.606,59
13  Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen -18.092.548,99 -18.992.178,06
14  Bilanzielle Abschreibungen -8.576.466,00 -8.340.234,06
15  Transferaufwendungen -30.985.013,85 -31.219.541,18
16  Sonstige ordentliche Aufwendungen -3.955.085,78 -3.806.262,98
17 Ordentliche Gesamtaufwendungen -80.881.281,70 -78.660.686,21

18 Ordentliches Gesamtergebnis 2.691.105,41 3.244.377,12

19  Finanzerträge 2.513,81 2.924,21
20  Erträge aus assoziierten Unternehmen 282.271,01 272.494,42
21  Finanzaufwendungen -873.605,90 -1.027.963,21
22  Aufwendungen aus assoziierten Unternehmen 0,00 0,00
23 Gesamtfinanzergebnis -588.821,08 -752.544,58

24 Außerodentliche Erträge 0,00 0,00
25 Außerodentliche Aufwendungen 0,00 0,00
26 Außerordentliches Gesamtergebnis 0,00 0,00

27 Gesamtjahresüberschuss / -fehlbetrag 2.102.284,33 2.491.832,54

28  Anderen Gesellschaftern zustehendes Ergebnis -134.706,71 -113.228,54
29 Gesamtergebnis 1.967.577,62 2.378.604,00
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Verbindlichkeitenspiegel

Art der Verbindlichkeiten
Gesamtbetrag 

des Haushalts-

jahres

bis zu 1 Jahr 1 bis 5 Jahre mehr als 5 Jahre

 EUR EUR EUR EUR

 1 2 3 4

1. Anleihen 0,00 0,00 0,00 0,00

2. Verbindlichkeiten aus Krediten 

     für Investitionen 46.802.873,58 2.335.673,13 11.427.340,77 33.039.859,68

3. Verbindlichkeiten aus Krediten zur 

     Liquiditätssicherung 579.361,00 579.361,00 0,00 0,00

4. Verbindlichkeiten aus Vorgängen, die 

    Kreditaufnahmen wirtschaftlich gleich-

    kommen 0,00 0,00 0,00 0,00

5. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und

    Leistungen 2.419.691,59 1.869.136,59 550.555,00 0,00

6. Verbindlichkeiten aus Transferleistungen 241.149,36 241.149,36 0,00 0,00

7. Erhaltene Anzahlungen 4.385.223,69 4.385.223,69 0,00 0,00

8. Sonstige Verbindlichkeiten 2.948.202,07 2.948.202,07 0,00 0,00

9. Summe aller Verbindlichkeiten 57.376.501,29 12.358.745,84 11.977.895,77 33.039.859,68

 

Nachrichtlich anzugeben:  

   Haftungsverhältnisse aus der Bestellung 

   von Sicherheiten:

z.B. Bürgschaften u.a. 0,00

mit einer Restlaufzeit von
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Gesamtkapitalflussrechnung nach DRS 2

2018 2017

EUR EUR

1. Jahresergebnis 2.102.284,33 2.491.832,54

2. + / - Abschreibungen/Zuschreibungen auf Gegenstände des Anlagevermögen 8.460.917,01 8.151.019,53

3. + / - Zunahme/Abnahme der Rückstellungen -453.724,11 185.971,07

4. + / - Auflösung von Sonderposten und sonstige zahlungsunwirksame Aufwendungen / Erträge  -4.670.974,41 -4.848.679,33

5. - / + Gewinn/Verlust aus dem Abgang von Gegenständen des Anlagevermögens -417.527,31 18.246,26

6. - / +
Zunahme/Abnahme der Vorräte, der Forderungen aus Lieferungen und Leistungen sowie 

anderer Aktiva, die nicht der Investitions- oder Finanzierungstätigkeit zuzuordnen sind
-3.280.336,52 219.244,27

7. + / -
Zunahme/Abnahme der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen sowie anderer 

Passiva, die nicht der Investitions- oder Finanzierungstätigkeit zuzuordnen sind 3.196.284,30 3.926.326,53

8. = Cash Flow aus der laufenden Geschäftstätigkeit 4.936.923,29 10.143.960,87

9. Einzahlungen aus Abgängen von Gegenständen des Sachanlagevermögens 545.321,35 57.834,10

10. + Einzahlungen aus Abgängen von Gegenständen des immateriellen Anlagevermögens 0,00 0,00

11. - Auszahlungen für Investitionen in das Sachanlagevermögen -9.197.693,33 -7.086.612,44

12. - Auszahlungen für Investitionen in das immaterielle Anlagevermögen -45.851,95 -72.780,33

13. + Einzahlungen aus Abgängen von Gegenständen des Finanzanlagevermögens 485,78 409,04

14. - Auszahlungen für Investitionen in das Finanzanlagevermögen -1.285,20 -606.690,36

15. +
Einzahlungen für Sonderposten für Zuwendungen und Beiträge sowie sonstige 

Sonderposten 1.974.776,56 2.594.330,28

16.  -
Auszahlungen für Sonderposten für Zuwendungen und Beiträge sowie sonstige 

Sonderposten -83.246,53 -22.202,33

17. = Cash Flow aus der Investitionstätigkeit -6.807.493,32 -5.135.712,04

18. Einzahlungen aus Eigenkapitalzuführungen 0,00 0,00

19. - Auszahlungen für Gewinnausschüttungen -112.714,04 -107.043,08

20. + Einzahlungen aus der Begebung von Anleihen und  der Aufnahme von Krediten 4.679.361,00 1.905.000,00

21. - Auszahlungen aus der Tilgung von Anleihen und Krediten -3.130.192,95 -5.343.206,73

22. Cash Flow aus der Finanzierungstätigkeit 1.436.454,01 -3.545.249,81

23. = Zahlungswirksame Veränderung des Finanzmittelfonds -434.116,02 1.462.999,02

24. + Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 5.516.969,41 4.053.970,39

25. = Finanzmittelfonds am Ende der Periode 5.082.853,39 5.516.969,41
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Allgemeine Auftragsbedingungen 
für 

Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

vom 1. Januar 2017 

1. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschaftsprüfern 
oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften (im Nachstehenden zusammenfas-
send „Wirtschaftsprüfer“ genannt) und ihren Auftraggebern über Prüfungen, 
Steuerberatung, Beratungen in wirtschaftlichen Angelegenheiten und sonsti-
ge Aufträge, soweit nicht etwas anderes ausdrücklich schriftlich vereinbart 
oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist. 

(2) Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies ausdrücklich vereinbart 
ist oder sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf 
solche Ansprüche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten 
gegenüber. 

2. Umfang und Ausführung des Auftrags

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein bestimm-
ter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsätzen ordnungs-
mäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer übernimmt im 
Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben der Geschäftsfüh-
rung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder Umsetzung der Ergebnis-
se seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, 
sich zur Durchführung des Auftrags sachverständiger Personen zu bedienen. 

(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf – außer bei betriebs-
wirtschaftlichen Prüfungen – der ausdrücklichen schriftlichen Vereinbarung. 

(3) Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschließenden 
beruflichen Äußerung, so ist der Wirtschaftsprüfer nicht verpflichtet, den 
Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folgerungen 
hinzuweisen. 

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer alle für 
die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weiteren Informa-
tionen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vorgängen und 
Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung des Auftrags von 
Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterlagen und weiteren 
Informationen, Vorgänge und Umstände, die erst während der Tätigkeit des 
Wirtschaftsprüfers bekannt werden. Der Auftraggeber wird dem Wirtschafts-
prüfer geeignete Auskunftspersonen benennen. 

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Vollstän-
digkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen sowie der 
gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom Wirtschaftsprüfer formu-
lierten schriftlichen Erklärung zu bestätigen. 

4. Sicherung der Unabhängigkeit

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit der 
Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer des 
Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder Über-
nahme von Organfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene Rech-
nung zu übernehmen. 

(2) Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirtschafts-
prüfers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netzwerkunter-
nehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf die die Unab-
hängigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden wie auf den 
Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beeinträchtigen, ist der 
Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des Auftrags berechtigt. 

5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte

Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des 
Auftrags schriftlich darzustellen hat, ist alleine diese schriftliche Darstellung 
maßgebend. Entwürfe schriftlicher Darstellungen sind unverbindlich. Sofern 
nicht anders vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des 
Wirtschaftsprüfers nur dann verbindlich, wenn sie schriftlich bestätigt werden. 
Erklärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten 
Auftrags sind stets unverbindlich. 

6. Weitergabe einer beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers

(1) Die Weitergabe beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers (Arbeits-
ergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen – sei es im Entwurf oder in 
der Endfassung) oder die Information über das Tätigwerden des Wirtschafts-
prüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der schriftlichen Zustim-
mung des Wirtschaftsprüfers, es sei denn, der Auftraggeber ist zur Weiter-
gabe oder Information aufgrund eines Gesetzes oder einer behördlichen 
Anordnung verpflichtet. 

(2) Die Verwendung beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers und die 
Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auftragge-
ber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig. 

7. Mängelbeseitigung

(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfüllung 
durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. unbe-
rechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfül-
lung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurücktreten; ist der 
Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann der Auftraggeber 
wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktreten, wenn die erbrach-
te Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, Unzumutbarkeit oder 
Unmöglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Interesse ist. Soweit darüber 
hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt Nr. 9. 

(2) Der Anspruch auf Beseitigung von Mängeln muss vom Auftraggeber 
unverzüglich in Textform geltend gemacht werden. Ansprüche nach Abs. 1, 
die nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, verjähren nach Ablauf 
eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn. 

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und 
formelle Mängel, die in einer beruflichen Äußerung (Bericht, Gutachten und 
dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom Wirt-
schaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkeiten, die 
geeignet sind, in der beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers enthaltene 
Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Äußerung auch Dritten 
gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fällen ist der Auftragge-
ber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören. 

8. Schweigepflicht gegenüber Dritten, Datenschutz

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 HGB, 
§ 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, über Tatsachen und Umstände, die ihm
bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden, Stillschweigen zu 
bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht 
entbindet. 

(2) Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezogenen 
Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Datenschutz 
beachten. 

9. Haftung

(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers, insbe-
sondere Prüfungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen Haf-
tungsbeschränkungen, insbesondere die Haftungsbeschränkung des § 323 
Abs. 2 HGB. 

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung findet 
noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschränkung besteht, ist die Haftung 
des Wirtschaftsprüfers für Schadensersatzansprüche jeder Art, mit Ausnah-
me von Schäden aus der Verletzung von Leben, Körper und Gesundheit, 
sowie von Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 1 
ProdHaftG begründen, bei einem fahrlässig verursachten einzelnen Scha-
densfall gemäß § 54a Abs. 1 Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt. 

(3) Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit dem Auf-
traggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten zu. 

(4) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer 
bestehenden Vertragsverhältnis Ansprüche aus einer fahrlässigen Pflichtver-
letzung des Wirtschaftsprüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag 
für die betreffenden Ansprüche aller Anspruchsteller insgesamt. 
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(5) Ein einzelner Schadensfall im Sinne von Abs. 2 ist auch bezüglich eines 
aus mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens 
gegeben. Der einzelne Schadensfall umfasst sämtliche Folgen einer Pflicht-
verletzung ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren 
aufeinanderfolgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf 
gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als 
einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten mitei-
nander in rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In 
diesem Fall kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in 
Anspruch genommen werden. Die Begrenzung auf das Fünffache der Min-
destversicherungssumme gilt nicht bei gesetzlich vorgeschriebenen Pflicht-
prüfungen. 

(6) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs 
Monaten nach der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung Klage erhoben 
wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies gilt nicht 
für Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zurückzufüh-
ren sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Körper oder 
Gesundheit sowie bei Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 
1 ProdHaftG begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung geltend zu 
machen, bleibt unberührt. 

 

10. Ergänzende Bestimmungen für Prüfungsaufträge 

(1) Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer 
geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder 
Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden. 

Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist ein 
Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im Lage-
bericht oder an anderer für die Öffentlichkeit bestimmter Stelle nur mit schrift-
licher Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und mit dem von ihm genehmigten 
Wortlaut zulässig. 

(2) Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der 
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber 
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des 
Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben. 

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weitere 
Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt. 

 

11. Ergänzende Bestimmungen für Hilfeleistung in Steuersachen 

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuerli-
chen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftraggeber 
genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und vollstän-
dig zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er hat jedoch 
den Auftraggeber auf von ihm festgestellte Unrichtigkeiten hinzuweisen. 

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen 
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu 
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftragge-
ber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen 
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass 
dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung 
steht. 

(3) Mangels einer anderweitigen schriftlichen Vereinbarung umfasst die 
laufende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkei-
ten: 

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklärungen für die Einkommensteuer, 
Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer sowie der Vermögensteuererklä-
rungen, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber vorzulegenden Jahres-
abschlüsse und sonstiger für die Besteuerung erforderlicher Aufstellungen 
und Nachweise 

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern 

c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 
unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden 

d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von 
Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern 

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der 
unter a) genannten Steuern. 

Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die 
wesentliche veröffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung. 

(4) Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein Pau-
schalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher Vereinbarungen die 
unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert zu honorie-
ren. 

(5) Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und die Steuerbera-
tervergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwenden ist, 
kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in Textform 
vereinbart werden. 

 

 

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Körper-
schaftsteuer, Gewerbesteuer, Einheitsbewertung und Vermögensteuer sowie 
aller Fragen der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben 
erfolgt auf Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für 

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf 
dem Gebiet der Erbschaftsteuer, Kapitalverkehrsteuer, Grunderwerbsteuer, 

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der Fi-
nanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen, 

c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit Um-
wandlungen, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung, Eintritt und 
Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, Liquidation und 
dergleichen und 

d) die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten. 

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als 
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung 
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob alle 
in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen wahrge-
nommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung der Unter-
lagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht übernommen.  

 

12. Elektronische Kommunikation 

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem Auftraggeber 
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunikation 
per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen stellt, wie 
etwa die Verschlüsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den Wirt-
schaftsprüfer entsprechend in Textform informieren. 

 

13. Vergütung 

(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforderung 
Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zusätzlich 
berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und Auslagen-
ersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vollen Befrie-
digung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber haften als 
Gesamtschuldner. 

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen 
Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und Auslagenersatz nur 
mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig. 

 

14. Streitschlichtungen  

Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer 
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbeile-
gungsgesetzes teilzunehmen. 

 

15. Anzuwendendes Recht 

Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden An-
sprüche gilt nur deutsches Recht. 

Lizenziert für/Licensed to: Dr. Heilmaier & Partner GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft | 
4353960 | AV00013365
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